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i Datum: 1 . .  I;,.; .1, lSn 
An das i 

Präsi di um des Nat iona 1 r�'t"e·s--:<:--JQ8� -.1J-:-.1J.�'-.. . -
:Cj. r{ Cc41 tflr12w "-:-�t 

Bezugnehmend auf das Rundschreiben des Bundeskanzleramtes vom 

21. November 1961, GZ. 94 108-2a /61, in der Fassung des Rundschreibens 

vom 24. Mai 1967, GZ. 22.396-2/67, beehrt sich das Bundesministerium für 

Familie, Jugend und Konsumentenschutz 25 Ausfertigungen der Stellungnahme 
zum Entwurf einer 42. Gehaltsgesetz-Novelle zu übermitteln. 
Beilagen 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung: 

/ 

/ /'- ' 
!Jf--" -� 4 

Für den Bundesminister: 

Dr. Glöckel 
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.UNDESMINlS1'ER1lJM FlJR FAMILIE, 
lUGEND UND KONSUMENTENSClIUlZ 

Zl. 83 0201/5-Pr.3/84 
Entwurf einer 42. GG-Nove1le -
Begutachtungs.verf ahren • .  

An das 
Bundesk anzleramt 

Ä-I015 Wien. Hlmme/p/ortgasse 9 
Pos(fachlO 

Sadlbearbelt�r: Zbira1 K1.1396/ 
1224 

Wien, 1984 11 08 

Zu"dem mit Note vom 22. Oktober 1984, GZ 921 000/1-IIlA/1/84, 
übermittelten Entwurf einer 42. Gehaltsgesetz-Novelle beehrt sich das 
Bundesmi�isterium für Familie, Jugend und Konsumentenschutz wie folgt 
Stellung zu --nehmen: 

Zu Artikel I Zif. 1: 
In der 3. Zeile bei lit. c hätte der Beistrich vor sowie zu entfallen. 
Weiters wi�d vorgeschlagen, zwecks Vereinheitlichung bei allen im lit.c zi­
tierten-Bundesgesetzen sowohl das Bundesgesetzblatt als auch die Floskel in 
der geltenden Fassung zu zitieren, um Novellierungen des Gehaltsgesetzes in 
Folge einer Änderung eines der angeführten Bundesgesetze zu vermeiden. 

Zu Artikel I Zif. 3 und 4: 
In den erläuternden Bemerkungen ist angeführt, daß durch die Neufassung der 
Formulierung des § 20c Abs. 1 klargestellt sein soll, daß auch in jenen 
Fällen, in denen dem Beamten im Monat des Dienstjubiläums z.B. gekürzte 
Bezüge gebühren, die Jubiläumszuwendung vom ungekürzten Monatsbezug zu 
bemessen ist. Gemäß § 15 Abs. 1 Zif. 13 ist die Jubiläum�zuwendun� eine 
Nebengebühr. Gemäß §.13 Abs. 5 allenfalls in Verbindung mit Abs. 9 sind die 
Dienstbezüge eines Beamten, dem gemäß § 17 Abs. 1 des Beamten-DienstrechtS­
gesetzes 1979 die zur Ausübung se i nes Mand ates erf order 11 ehe fre i e "Zei t zu 
gewähren ist oder der als Abgeordneter des Nationalrates, Mitglied des 
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Bundesrates oder Abgeordneter eines Landtages gemäß § 154 Abs. 4 leg.cit 

außer Dienst zu stellen ist� um 25 v.H. zu vermindern. Gemäß Abs. 7 sind 
Dienstbezüge im Sinne des Abs. 5 und 6 alle aufgrunddes 01enstverh�1t­

nisses nach den dienst- und besoldungsrechtlichen Vorschriften gebührenden 
Geldlelstungen; d.h • •  daß auch die gebührenden NebengebOhren (Dfenst­

jubiläum) nur in einem um 25 v.H. verminderten Ausmaß zustehen. Ebenso hat 
nach ho. Ansicht ein Beamter, der einen Monatsbezug aufgrund der Bestim­
mungen des § 13 Abs. 6 erhält, nicht Anspruch auf den ungekürzten fiktiven 
Monatsbezug. Aufgrund der erläuternden Bemerkungen hätten jedoch auch die 
von den Regelungen des § 13 Abs. 5 und 6 betroffenen Beamten Anspruch auf 
ei n ungekürztes Di enstjubiläuin� . ;, 

Weiters ist in den erläuternden Bemerkungen angeführt� daß in den 

Fällen, in denen das Dienstjubiläum in die Zeit eines Karenzurlaubes fällt, 
die Jubiläumszuwendung bei Wlederantritt des Dienstes zu gewähren ist. Es 

si nd jedoch auch Fälle denkbar, in denen ein karenzierter Beamter unmittel­
bar aus dem Karenzurlaub in den Ruhestand tritt. Nach Ansicht des ho. 
Bundesministeriums sollte daher dieser Satz insofern ergänzt werden, daß 
nach den Worten • . . • .  Wiederantritt des Dienstes • • • • . .  die Formulierung 

oder Ubertritt (Versetzung) in den Ruhestand • • . . • eingefügt wird. 
Gegen Art. 11 und III bestehen keine Einwendungen. 
Zu Artikel IV: 

Um Mißverständnisse zu vermeiden� sollte ein Absatz 3 eingefügt werden, 
der regelt, daß eine Maßnahme nach Absatz 1 und 2 der Zustirrmung des 
Bundeskanzlers bedarf. 

Zu Artikel V: 
.. 

Im Absatz 2 Zif. 1 und 2 muß es in der jeweils vorletzten Zeile richtiger-
weise Verwendungsgruppe P2 und nicht Verwendungsgruppe 0 heißen. 

. . . . 

.. .. .. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme wurden dem Präsidium 
.. .. 

des Nationalrates zugeleitet. 
Für den' Bundesminister: 

Dr. Glöckel 
Für die Richtigkeit 7�f;;ung: 

.. 
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